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         Über das Buch

         Dreißig Jahre nach dem Systemumbruch in der DDR und nach der »Wiedervereinigung« weisen
            die politischen Einstellungen – speziell die Beweggründe und Formen politischer Partizipation
            – in Ost- und Westdeutschland neben weitreichenden Gemeinsamkeiten auch gravierende
            Unterschiede auf: Die Teilnahme an Wahlen wird – im Osten stärker als im Westen –
            zunehmend vom Willen geleitet, Protest kundzutun. Überdies ist in strukturschwachen
            Regionen politische Unzufriedenheit weiter verbreitet als in stabilen Lebensumfeldern.
            Anhand umfangreicher, lokal erhobener Daten über Einstellungen zur Politik in Ost
            und West konstatiert dieses Buch eine neue Neigung, die Demokratie zur Protestarena
            umzudeuten, die unser parlamentarisches System in einer ganz neuen Größenordnung herausfordert.
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         1.Einleitung

      

      Die Frage, ob in Ostdeutschland politisch »die Uhren anders gehen«, beschäftigt Politik
         und Politikwissenschaft seit der Wiedervereinigung. Schien ein besonderer »Ostfaktor«
         in Gestalt der PDS und der ihr Erbe antretenden Partei »Die Linke« als ostdeutsche
         Regional- und Interessenpartei gut 25 Jahre lang im gesamtdeutschen Parteiensystem
         als eine berechenbare politische Größe aufgehoben, so zeigt das Ergebnis der Bundestagswahl
         von 2017 ein wieder deutlicher zwischen beiden Landesteilen ›gespaltenes‹ Wahlverhalten.
      

      Schon bei den 2014 und 2016 in Ostdeutschland abgehaltenen Landtagswahlen hatte sich
         der nachmalige Bundestrend abgezeichnet: Während die Linkspartei ihre ostdeutsche
         Hochburg in etwa halten konnte und die Grünen in den neuen Bundesländern weiterhin
         relativ schwach blieben, stieg ebendort, durch überdurchschnittlichen Wählerzuspruch
         beflügelt, mit der »Alternative für Deutschland« (AfD) eine neue rechtspopulistische
         Protestpartei zur dritten Kraft im Bundestag auf.
      

      Ob damit eine nachhaltige Umschichtung (»Dealignment«) des Parteiensystems der Bundesrepublik
         eingeläutet worden ist, steht noch dahin. Dennoch stellt sich von neuem die alte Frage:
         Gründet das asymmetrische Ost-West-Wahlverhalten in speziell ostdeutschen Motivlagen?
         Und lassen sich, außerhalb der Resultate allgemeiner Wahlen, im erweiterten Feld politischer
         Partizipation in Ostdeutschland Einstellungs- und Verhaltensmuster identifizieren,
         die sich von denjenigen im Westen der Republik unterscheiden?
      

      Diese Fragen leiteten eine breit angelegte Untersuchung, deren Ergebnisse und Erkenntnisse
         mit diesem Buch vorgelegt werden.1 Zunächst wird im anschließenden Kapitel 2 anhand einer exemplarischen Textanalyse
         der Wahlberichterstattung aufgezeigt, inwieweit das psychologische Momentum, das mit
         »Unzufriedenheit in Ostdeutschland« umschrieben wird, anlässlich der Ergebnisse der
         seinerzeit jüngsten Wahlen in Bund und Ländern als mediale Botschaft vermittelt worden
         ist. Im Anschluss an diese publizistische Momentaufnahme werden in Kapitel 3 für ausgewählte
         Indikatoren politischer Partizipation und Einstellungsmuster die Entwicklungslinien
         in Ost- und Westdeutschland als vergleichende Längsschnittanalyse im Zeitverlauf von
         1990 bis zur Gegenwart nachgezeichnet. Kapitel 4 legt in Form eines Forschungsberichts
         umfassend dar, wie politisches Engagement bzw. die Bereitschaft dazu durch individuelle
         Lebensbedingungen (»Kontext«) beeinflusst werden. Sodann wird in Kapitel 5 herausgearbeitet,
         warum die Umbruchs- und Transformationserfahrungen in Ostdeutschland im Demokratieverständnis
         und in der politischen Partizipation bis heute nachwirken.
      

      Kapitel 6 enthält eine auf eigenen aktuellen Umfragedaten basierende, theoriegeleitete
         und den östlichen wie den westlichen Teil des Landes vergleichende empirische Analyse
         politischer Partizipation in Deutschland. Hierfür wurden ausgewählte Variablen politischer
         Partizipation mit einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage erhoben. Dabei wurde die
         deutschlandweit vorgenommene Zufallsauswahl geschichtet nach Ost und West sowie nach
         den fünf Gemeindegrößenklassen (Großstädte, Mittelstädte, größere und kleinere Landstädte,
         Landgemeinden), um so auch eine kleinräumige Analyse auf der Ebene lokal gruppierter
         Einheiten zu ermöglichen.2 Die in Kapitel 6 vorgestellte Auswertung der Umfragedaten belegt einen sich in Teilen
         der Bevölkerung abzeichnenden Bedeutungsverlust des repräsentativen Kerns der Demokratie:
         Gegenüber dem Begehren, Unzufriedenheit und Protest auszudrücken, tritt das Bemühen,
         eigene Interessen pluralistisch auszuhandeln und in der Regierungspolitik berücksichtigt
         zu sehen, erkennbar zurück.
      

      Das Kapitel 7 gliedert sich in zwei Teile. Zunächst werden regionale Unterschiede
         politischer Partizipation vorgestellt, und zwar in Bezug auf die Wahlbeteiligung sowie
         auf Parteien entfallende Stimmenanteile, aufgeschlüsselt nach Ortsgröße für Ost und
         West. Der Vergleich der Bundestagswahlen von 2017 und 2013 zeigt, dass die Wahlbeteiligung
         niedriger ausfällt in Regionen, wo die Zahl der im industriellen Sektor Beschäftigten
         und die Arbeitslosigkeitsquote höher liegen als im Bundesdurchschnitt. In einem zweiten
         Untersuchungsschritt wird insofern methodisch Neuland betreten, als regionale Strukturdaten
         und lokal erhobene Einstellungsdaten erstmals analytisch verknüpft werden. Dies erlaubt
         es, die Annahme eines »doppelten Transformationsschocks« und der politisch-psychologischen
         Effekte, die in unterschiedlich betroffenen Regionen damit einhergehen, empirisch
         zu verifizieren.
      

      In Kapitel 8 wird untersucht, wie traditionelle und neue Medien der politischen Information
         dienen und welche Zusammenhänge zwischen Mediennutzung und politischer Partizipation
         erkennbar sind. Hierfür werden Daten der deutschen Langzeit-Wahlstudie (German Longitudinal
         Election Study, GLES) herangezogen. Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland
         treten, so ein Ergebnis, nur in geringem Maße auf. Kapitel 9 fasst wichtige Befunde
         der gesamten Studie in verdichteter Form zusammen. Kapitel 10 formuliert im Ausblick
         Schlussfolgerungen, die sich nach Einschätzung der Autor*innen ziehen lassen.
      

      Das Manuskript für dieses Buch wurde im April 2019 abgeschlossen.

   
      
         2.»Unzufriedenheit in Ostdeutschland« als medial vermittelte Botschaft

         Aya Isabel Kleine und Rebekka Heyme

      

      
         
            2.1 Vorbemerkung

         

         Im Ergebnis der Bundestagswahl 2017 treten Ost-West-Unterschiede im Wahlverhalten
            in neuer Konstellation klar zutage: Während die beiden traditionellen Volksparteien,
            die Union und die SPD, im Osten jeweils mit einem Minus von rund sieben Prozentpunkten
            deutlich schwächer abschneiden als im Westen, fährt die Linkspartei in Ostdeutschland
            gut zehn Prozentpunkte mehr als in Westdeutschland ein. Die AfD schließlich kommt
            in den östlichen Bundesländern auf gut elf Prozentpunkte mehr als in den westlichen.3

         Dass diese Ost-West-Unterschiede im Wahlverhalten auch in der Wahlberichterstattung der
            Medien kommuniziert wurden, versteht sich mithin praktisch von selbst. Die Frage lautet
            jedoch: Wurde ein besonderer Tenor der Berichterstattung erkennbar, der speziell auf
            Unzufriedenheit als erklärendes Motiv für ostdeutsches Wahlverhalten abhebt?
         

         In diesem Kapitel wird anhand aus Leitmedien (Print) ausgewählter Beispiele einer
            lebensweltlich »im Osten« ansetzenden Medienberichterstattung nach Wahltagen exemplarisch
            überprüft, ob die Annahme zutrifft, in den Medien werde die Botschaft einer »besonderen«
            ostdeutschen Unzufriedenheit als Erklärung des vom westdeutschen Muster abweichenden
            politischen Verhaltens vermittelt.
         

      

      
         
            2.2 Methodik und Vorgehensweise

         

         Aufgrund ihrer (über)regionalen Strahlkraft, Auflagenhöhe und als Gewähr für eine
            möglichst breite publizistische Repräsentanz im Spektrum politischer Medienberichterstattung
            wurden folgende Printmedien ausgewählt: als überregional verbreitete Tageszeitungen
            die »Frankfurter Allgemeine Zeitung«, die »Süddeutsche Zeitung«, »Die Welt«, und die
            »tageszeitung« (taz), als regionale Tageszeitungen »Der Tagesspiegel«, die »Sächsische
            Zeitung« und die »Mitteldeutsche Zeitung« sowie als Wochenzeitungen und -magazine
            »Die Zeit«, »Der Spiegel«, »Focus«, »Stern« und »SUPERillu«. Für die Untersuchung
            der »Unzufriedenheit in Ostdeutschland« als medial vermittelter Botschaft wurden die
            Ausgaben mit der Berichterstattung über die Ergebnisse der ostdeutschen Landtagswahlen
            von 2016 (Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern, Berlin) sowie der Bundestagswahlen
            von 2013 und 2017 einbezogen.4

         Im nächsten Schritt wurden in den ausgewählten Ausgaben sämtliche Artikel ausgewählt,
            die den Begriff »Wahl« enthielten. Dann wurden diejenigen Artikel ausgeschlossen,
            in denen (1) der Terminus »Wahl« allgemein im Sinne einer Möglichkeit der Entscheidung
            und ohne Bezug zur allgemeinen politischen Wahl verwendet wird oder (2) der Terminus
            »Wahl« mit Bezug auf solche allgemeinen politischen Wahlen benutzt wird, die nicht
            Gegenstand unserer Analyse sind. Die Durchsicht ergab insgesamt 246 einschlägige Artikel,
            welche die Basis der inhaltlichen Auswertung sind.
         

      

      
         
            2.3 Ergebnisse der inhaltlichen Auswertung

         

         
            
               2.3.1Schwerpunkte der Berichterstattung bei Bundestags- und Landtagswahlen 2013 bis 2017

            

            Bezogen auf das Resultat der Bundestagswahl 2013 befassen sich die Texte insbesondere
               mit den Wahlergebnissen der Union (41,5 Prozent), der FDP, die mit 4,8 Prozent erstmals
               den Einzug in den Deutschen Bundestag verpasste, sowie der AfD (4,7 Prozent), die
               an der Sperrklausel knapp scheiterte. Aus dem Wahlergebnis ergeben sich für die untersuchten
               Pressetitel Überlegungen zu möglichen Regierungskonstellationen, in diesem Fall über
               große und schwarz-grüne Koalitionen.
            

            Bei der zeitnahen Berichterstattung über das Resultat der Bundestagswahl 2017 ist
               das Augenmerk der Presse wesentlich stärker als zuvor auf das Abschneiden der AfD
               gerichtet, die mit 12,6 Prozent drittstärkste Partei wird und erstmals in den Bundestag
               einzieht. Diesmal werden Ost-West-Unterschiede im Wahlverhalten publizistisch erkennbar
               herausgestellt.5

            Kennzeichnend für die Berichterstattung zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt am 13.
               März 2016 ist der interregionale Vergleich mit den gleichzeitig stattfindenden Landtagswahlen
               in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz.6 Außerdem wird der spektakuläre Wahlerfolg der AfD (24,3 Prozent) in Sachsen-Anhalt
               hervorgehoben und gedeutet.7

            Ein Merkmal dieser Landtagswahl in einem ostdeutschen Bundesland, das durchwegs aufgegriffen
               wird, ist die gegenüber der vorherigen Landtagswahl um knapp zehn Prozentpunkte auf
               61,1 Prozent erhöhte Wahlbeteiligung. Die Kommentatoren ziehen vielfach eine klare
               Verbindung zwischen dem Wahlerfolg der AfD und der gestiegenen Wahlbeteiligung.8

            Die besondere Aufmerksamkeit der Presse gilt auch bei der Wahl des Schweriner Landtags
               am 4. September 2016 dem Abschneiden der AfD, die hier 20,8 Prozent der Zweitstimmen
               einfuhr und somit stärker als die Union geworden war. Zudem wird diese Wahl zwar in
               ihrer Bedeutung für das politische Geschehen auf der Bundesebene als gering eingeschätzt,
               in den hier ausgewählten Leitmedien jedoch als Signal für die zwei Wochen später stattfindende
               Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses interpretiert.9 Die Presseberichte zum Resultat der Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses am 18. September
               2016 rücken besonders die Koalitionsbildung in den Blick. Hier hatte sich schon während
               des Wahlkampfes eine Präferenz für ein rot-rot-grünes Bündnis angedeutet.10 Häufig wurde diese Berliner Wahl auch als Gradmesser für die Bundestagswahl betrachtet,
               die im folgenden Jahr stattfinden sollte.11 Für unsere Analyse von Interesse ist, dass das mediale Augenmerk auch der historischen
               Besonderheit der Teilung der nunmehrigen Bundeshauptstadt bis 1989 gilt. Einige Artikel
               beleuchten das Wahlverhalten der Berliner mit Blick auf eine wahlgeografische Spaltung,
               die sich entlang der Bezirksgrenzen zwischen dem ehemaligen Ost- und dem ehemaligen
               West-Berlin abzeichnet.12

         

      

      
         
            2.4 Ostdeutschland als Thema der Wahlberichterstattung

         

         Diejenigen Artikel, welche sich mit den Wahlergebnissen befassen, behandeln das Thema
            Ostdeutschland rund 25 Jahre nach der Wiedervereinigung erkennbar unterschiedlich.
            Dabei schälen sich vier Varianten von Wahlberichterstattung heraus, wie sie in den
            folgenden Teilkapiteln 2.4.1 bis 2.4.4 vorgestellt werden.
         

         
            
               2.4.1 Variante 1: ohne regionale Differenzierung
               

            

            Diese Artikelgruppe mit Berichterstattung zu den Bundestagswahlen 2013 und 2017 enthält
               in nicht unerheblichem Umfang Artikel, in denen die Wahlergebnisse behandelt werden,
               ohne dass dabei regionale Differenzierungen erwähnt werden. Für die Bundestagswahl
               2013 ist eine solche Ausblendung regionaler Unterschiedlichkeiten sehr viel häufiger
               zu konstatieren als bei der folgenden Wahl von 2017. Eine Erklärung dafür ist, dass
               sich 2017 anders als 2013 im Ergebnis bundesweiter Wahlen eine mögliche und vor allem
               ostdeutsch lokalisierte Umschichtung des Parteiensystems (»Dealignment«) abzeichnete.
               Am Profil der Berichterstattung wird allerdings auch deutlich, dass die bereits vier
               Jahre zuvor auftretenden regionalen Unterschiede im Wahlverhalten von Ost und West
               erst 2017 gleichsam nachholend aufgegriffen werden.
            

         

         
            
               2.4.2Variante 2: deskriptive Erwähnung (sub)regionaler räumlicher Einheiten

            

            In einer weiteren Gruppe von Artikeln sind regionale Raumbezüge durchaus ein Thema.
               So ist etwa von dem Stammland einer Partei die Rede, oder es werden Stimmenanteile
               einer Partei in unterschiedlichen Bundesländern oder Kreisen gegenübergestellt oder
               für eine subnationale regionale Einheit ein Vergleich der Ergebnisse verschiedener
               Parteien vorgenommen. Als solche (sub)regionalen räumlichen Einheiten werden in der
               Berichterstattung Ost- und Westdeutschland aufgeführt, ferner einzelne Bundesländer,
               Kreise und mitunter auch Stadtquartiere.13

            Im Unterschied zur noch vorzustellenden dritten Gruppe von Artikeln steht hier nicht
               die Erklärung regionaler Unterschiede im Vordergrund, obgleich diese anders als bei
               der Berichtsvariante 1 für Leser immerhin implizit deutlich werden. Beispielhaft dafür
               stehen solche Artikel, in denen tabellarisch oder grafisch die Wahlergebnisse der
               Parteien nach Bundesländern, nach Wahlkreisen14 oder nach Wahlbezirken dokumentiert sind.
            

         

         
            
               2.4.3Variante 3: inhaltliche Reflexion regional unterschiedlicher Wahlergebnisse

            

            Eine dritte Gruppe von Artikeln erwähnt nicht allein regionale Wahlergebnisse, sondern
               setzt sich mit dem Faktor Region inhaltlich auseinander. Wählt die Bevölkerung im
               Osten anders als im Westen? Das ist eine zentrale Frage, der in solchen Artikeln nachgegangen
               wird.15

            Dieser Frageansatz ist allerdings nur bei der Analyse von Bundestagswahlen sinnvoll,
               weil nur hier in allen Bundesländern zum gleichen Zeitpunkt und im Gegensatz zu zeitgleich
               stattfindenden Landtagswahlen unter länderübergreifend gleichen Rahmenbedingungen
               in Ost- und Westdeutschland gewählt wird.
            

            Besonders häufig finden sich solche Artikel in hier herangezogenen regionalen Tageszeitungen.
               Dabei stehen einerseits die Vorstellung der (neugewählten) Bundestagsabgeordneten16 und zum anderen die Darstellung und Kommentierung lokaler Wahlergebnisse17 im Vordergrund.
            

         

         
            
               2.4.4Variante 4: Wahlergebnisse der Protestpartei AfD im Osten Deutschlands

            

            Eine vierte Gruppe von Artikeln geht speziell auf das Wahlergebnis der AfD mit Blick
               auf deren unterschiedlichen Erfolg in beiden Landesteilen bei den Bundestagswahlen
               2013 und 2017 ein.
            

            
               »In Sachsen stieg die AfD bei der Wahl am Sonntag mit 27 Prozent zur stärksten Partei
                  auf, knapp vor der CDU. Das markiert den Übergang in eine neue, eine von rechts und
                  aus dem Osten bewegte, ja in Teilen erschütterte Republik. Bundesweit wurde die Bannerträgerin
                  der Fremdenfeindlichkeit, des Rassismus und der Islamophobie drittstärkste Kraft,
                  in den ostdeutschen Ländern mit mehr als 20 Prozent gar zur zweitstärksten. Eine neue
                  Spaltung – exakt entlang der alten Grenze. Sie verändert, sie verzerrt das Gesicht
                  Deutschlands.«18

            

            Es finden sich zwar auch Artikel, die diesen Sachverhalt in seiner Genese ohne Rückgriff
               auf Ost-West-Unterschiede behandeln oder relativieren.19 Während 2013 in der Nachwahlberichterstattung noch in geringem Maße auf die regional
               unterschiedlichen Wahlergebnisse eingegangen wird,20 sind 2017 Artikel seltener, die ohne solche differenzierenden Verweise auskommen.21 In einigen Artikeln, welche auf die höheren Stimmenanteile der AfD im Osten des Landes
               hinweisen, werden diese Unterschiede insofern abgeschwächt, als auch westdeutsche
               Regionen mit besonders hohen AfD-Stimmenanteilen erwähnt werden. Außerdem werden nur
               für die Partei Die Linke ähnlich wie für die AfD Ost-West-Unterschiede zur Erklärung
               der Wahlergebnisse herangezogen.22 Die Wähleranteile der traditionellen Volksparteien werden meist ohne regionale Bezüge
               im Licht bundesweiter Abwärtstendenzen beleuchtet.23

            Bei der Berichterstattung der Landtagswahlergebnisse der AfD in Sachsen-Anhalt und
               Mecklenburg-Vorpommern kann naturgemäß kein Vergleich zwischen ost- und westdeutschen
               Wählern vorgenommen werden. Im Fall der Berliner Abgeordnetenhauswahl hingegen werden –
               wie oben beschrieben – die ehemals Ost- und Westberliner Bezirke zum Teil gesondert
               betrachtet.
            

         

      

      
         
            2.5Wahlverhalten als Ausdruck von Unzufriedenheit in Ostdeutschland?

         

         
            
               2.5.1Die AfD als bevorzugte Protestwählerpartei

            

            In der Berichterstattung über die Bundestagswahl 2013 wird das Wahlverhalten ostdeutscher
               (und auch westdeutscher) Wähler nur selten als Ausdruck von Protest gewertet. Ein
               Artikel stellt im Gegenteil heraus, dass sich im Wahlergebnis 2013 ein Wunsch nach
               Kontinuität manifestiere, der auf das Vertrauen in die amtierende Bundeskanzlerin
               Angela Merkel zurückzuführen sei:
            

            
               »Angela Merkel holt nach acht Jahren Kanzlerschaft für die CDU/CSU das beste Wahlergebnis
                  seit 20 Jahren. Ein Triumph, der in dieser Klarheit überrascht – die Union hat nur
                  knapp die absolute Mehrheit verfehlt. Raute statt Stinkefinger. Deutschland vertraut
                  Angela Merkel. Eine Frau aus dem Osten als Mutti der Nation, bei der sich die Familie
                  Deutschland offenbar gut aufgehoben fühlt.«24

            

            Dass die Bundestagswahl 2013 in den Medien überwiegend nicht als eine Protestwahl
               gewertet wird, liegt einerseits am relativ schwachen Abschneiden von Linkspartei und
               AfD und anderenteils an dem guten Wahlergebnis der Unionsparteien unter Führung Angela
               Merkels, auf deren Kanzlerinnenbonus der neuerliche Wahlsieg weitgehend zurückgeführt
               wird,25 zudem an der elektoralen Stabilisierung der SPD. Wenn dennoch von Protestwahlverhalten
               in Ostdeutschland bei dieser Wahl gesprochen wird, bezieht sich dies auf die Wähler*innen
               der AfD und/oder der NPD.26

            Das ändert sich vier Jahre später: Mit Blick auf die Bundestagswahl 2017 werden vom
               Bundestrend regional nach oben abweichende Wahlergebnisse der AfD und der Linken mit
               Unzufriedenheit in Ostdeutschland in Verbindung gebracht.27 Vor allem mit Blick auf die Landtagswahlen bauen Printmedien die Argumentation auf,
               dass sich in den Wahlerfolgen der AfD vornehmlich Protest ausdrücke.28 Wähler hätten nicht AfD gewählt, weil sie deren Personal oder deren Problemlösungskompetenzen höher bewerteten als jene
               anderer Parteien, sondern obwohl sie sich von dieser Partei keine Besserung versprächen. Zugeschriebene Problemlösungskompetenz
               spiele eine geringere Rolle als das Gefühl, gehört zu werden:
            

            
               »Das Protestpotenzial der AfD zeigt sich vor allem darin, dass 90 Prozent ihrer Wähler
                  sagen, sie sei die ›einzige Partei, die die wichtigsten Probleme beim Namen nennt‹.
                  Dass nur 14 Prozent aller Befragten glauben, die AfD würde eine bessere Politik machen,
                  deutet darauf hin, dass selbst ein Teil der AfD-Wähler davon ausgeht, dass ihre Partei
                  es nicht besser kann.«29

            

            Das Porträt der AfD-Wähler als typische Protestwähler spielt in der Nachwahlberichterstattung
               zur Berliner Abgeordnetenhauswahl eine geringere Rolle, möglicherweise wegen des dort
               schwächeren Abschneidens dieser Partei im Vergleich zu den vorangegangenen Landtagswahlen:
            

            
               »Keine Landtagswahl steht für bundespolitischen Protest in Reinkultur. Das war auch
                  in Mecklenburg-Vorpommern und den anderen Ländern, wo die neue Partei die alten das
                  Fürchten lehrt. Aber einiges spricht dafür, dass die hausgemachten Effekte in Berlin
                  von größerer Bedeutung sind als anderswo. Wer wohnt schon gern in einer Stadt, die
                  mit ihrem ›Pannenflughafen‹ zum Gespött des ganzen Landes wird.«30

            

            Zumindest die Landtagswahlen 2016 gelten in der Presse als Indiz dafür, dass sich
               das Protestwahlverhalten zugunsten der AfD und weniger zum Vorteil anderer kleiner
               oppositioneller Parteien auswirkt. Mit Blick auf die Wahlergebnisse der Partei Die
               Linke wird festgestellt, deren vormalige Wähler hätten ihrer Neigung, Protest mit
               dem Stimmzettel zu bekunden, diesmal dadurch Ausdruck gegeben, dass sie anstelle der
               Linken, die in einigen ostdeutschen Bundesländern an der Regierung beteiligt ist bzw.
               in Thüringen mittlerweile den Ministerpräsidenten stellt, ihre Stimme der AfD gegeben
               hätten.31 Dies verknüpft ein Teil der Berichterstattung mit der Beobachtung, die Parteibindungen
               in den neuen Bundesländern seien im Allgemeinen schwächer ausgeprägt. Dies habe zur
               Folge, dass Wähler seltener bereit seien, aus Loyalität oder Gewohnheit Parteien treu
               zu bleiben.32

         

         
            
               2.5.2Landtagswahlen als Vorboten bundespolitischer Protestthemen

            

            Für alle drei Landtagswahlen des Jahres 2016 findet sich in der Wahlberichterstattung
               das Argument, Wähler hätten mit ihrer Stimmabgabe für die AfD die Bundesregierung
               für deren Flüchtlingspolitik abstrafen wollen. Obgleich die Konsequenzen eines solchen
               Wahlverhaltens bei Landtagswahlen in erster Linie die Landesregierungen und Parteien
               auf der Landesebene treffen, gelte der Denkzettel, so ein Tenor der Berichterstattung,
               eigentlich der Bundesregierung. Zur Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern bemerkt
               zum Beispiel »Die Welt«:
            

            
               »Viele Menschen haben außerdem nicht begriffen, dass es bei einer Landtagswahl um
                  landespolitische Themen geht. Fast 40 Prozent waren der Ansicht, es handele sich um
                  eine Denkzettelwahl. Allerdings sind Denkzettelwahlen in der Verfassung nicht vorgesehen.
                  Man kann aber durchaus darüber nachdenken, einmal pro Jahr eine Denkzettelwahl durchzuführen,
                  damit sich die Menschen wieder auf landespolitische Probleme konzentrieren können.«33

            

            Auch wenn es einer gängigen politikwissenschaftlichen Annahme zuwiderläuft, der zufolge
               Wähler vor allem »Zwischenwahlen«, also solche Wahlen, bei denen (aus ihrer Sicht)
               weniger auf dem Spiel steht, dazu nutzen, um ihrem Unmut über politische Inhalte und
               politisches Personal Ausdruck zu verleihen, deuten einige Artikel das Wahlverhalten
               insbesondere Ostdeutscher bei den Landtagswahlen als Vorboten des Bestrebens, der
               Bundesregierung bei der Bundestagswahl 2017 einen Denkzettel34 zu verpassen. Die Formulierungen, mit welchen die Konturen dieser Bundestagswahl
               als Denkzettel-Wahl dann gezeichnet werden, sind zum Teil drastisch und betonen einen
               (neuerlichen) Graben zwischen Ost und West:
            

            
               »Seit dem vergangenen Sonntag sind wir auf dem Weg in eine neue Republik. Eine Republik,
                  die nicht nur zweigeteilt ist in West und Ost. Eine Republik, in der die Wutbürger
                  einen Proteststurm entfacht haben, der nun den Bundestag erschüttert.«35

            

            Als Motive von Unzufriedenheit speziell in Ostdeutschland werden in den Medien drei
               Kernpunkte genannt: erstens das Gefühl, nicht ausreichend wahrgenommen zu werden (politische
               Entfremdung), zweitens die Angst vor einem Kultur- und Identitätsverlust und drittens
               eine gefühlte Verschlechterung der eigenen sozioökonomischen Lage sowie der soziostrukturellen
               Rahmenbedingungen im nahen Lebensumfeld. Wenngleich mehrere Artikel auch die positiven
               wirtschaftlichen Entwicklungen hervorheben, verweisen die in der Medienberichterstattung
               akzentuierten Beweggründe politischer Unzufriedenheit bereits auf Aspekte, die Gegenstand
               unserer in den nachfolgenden Kapiteln vorgestellten eigenen Untersuchung sind.
            

         

         
            
               2.5.3Wahl der AfD aufgrund politischer Überzeugung

            

            Selten gehen Artikel der Frage nach, ob Wähler aus politischer Überzeugung die AfD
               gewählt haben könnten. Weitaus häufiger wird die Zahl von 60 Prozent der Menschen
               zitiert, welche für die AfD aus Unzufriedenheit mit den etablierten Parteien votiert
               hätten.36 Doch gibt es auch Artikel, welche die Wahl(erfolge) der AfD nicht ausschließlich
               in einem Zusammenhang mit Protest und Unzufriedenheit sehen, sondern Wähler porträtieren,
               deren politisches Weltbild die AfD anspricht:
            

            
               »Reffert ist Rentner, zu DDR-Zeiten war er Diplom-Ingenieur, Mitglied der SED, nach
                  der Wende wählte er viele Jahre CDU. Jetzt hat er für die AfD gestimmt und feiert
                  am Wahlabend in Magdeburg ganz vorn mit. Das sei für ihn keine Protestwahl, sagt er.
                  Er habe die AfD gewählt, weil sie seine Sorgen um Deutschland ernst nehme.«37

            

         

      

      
         
            2.6Beweggründe von Unzufriedenheit in Ostdeutschland

         

         
            
               2.6.1Politische Entfremdung: das Gefühl, nicht wahrgenommen zu werden

            

            Als eine Ursache von Unzufriedenheit wird in der Presseberichterstattung die als gering
               wahrgenommene Rückkopplungsfähigkeit (»Responsivität«) des politischen Systems und
               der Politiker genannt. Ostdeutsche hätten bei den Landtagswahlen 2016 besonders häufig
               und ebenso bei der Bundestagswahl 2017 häufiger als Westdeutsche der AfD deshalb ihre
               Stimme gegeben, weil sie sich auf der Bundesebene unzureichend wahrgenommen wähnten38 und das Gefühl hätten, ihre Sorgen und Ängste würden nicht ernst genommen. Für diese
               Deutung steht ein Beitrag, der das Landtagswahlergebnis der AfD in Mecklenburg-Vorpommern
               wie folgt erklärt:
            

            
               »Dann kamen die Flüchtlinge. Sie wurden auch an Orten angesiedelt, wo sich seit Jahren
                  kein Politiker mehr gezeigt hatte. So wollte es der kommunale Verteilungsschlüssel.
                  Abseits von gewiss vorhandenen Ressentiments gegen Ausländer wurde dies von vielen
                  Menschen auch als Hohn empfunden. Nach dem Motto: Um uns kümmert ihr euch seit Jahren
                  nicht, für die Zuwanderer geschieht innerhalb kürzester Zeit was.
               

               Die Enttäuschten revanchierten sich und wählten AfD, gerade der Osten des Landes [gemeint
                  ist hier das Land Mecklenburg-Vorpommern; Anm. d. Autoren] ist tiefblau gefärbt. So
                  mischten sich bundespolitische Themen und landespolitische im Nordosten auf eine Weise,
                  die eine klare Differenzierung kaum noch möglich erscheinen lassen.«39

            

            Das Gefühl, nicht oder nur unzureichend beachtet zu werden, wird in der Berichterstattung
               häufiger als Ursache einer politischen Entfremdung zwischen Politik und Wahlvolk40 beschrieben. Politiker verstünden die Nöte der Bevölkerung nicht mehr.41 An anderer Stelle wird die politische Entfremdung so umschrieben, dass Wähler sich
               von Parteien, die sie in der Vergangenheit (wiederholt) gewählt hätten, nunmehr abgewendet
               hätten und sich »politisch heimatlos« fühlten.42 Die »SUPERillu«, auflagenstärkste Zeitschrift Ostdeutschlands, verortet politische
               Entfremdung indes nicht nur in Ostdeutschland, sondern hebt ausdrücklich den gesamtdeutschen
               Charakter einer wahrgenommenen Bürgerferne hervor:
            

            
               »Der Erfolg der AfD war abzusehen, das Lamentieren und die Betroffenheitsfloskeln
                  quer durch alle Parteien danach auch. Da bleiben dann schnell mal die Fakten auf der
                  Strecke, Hysterie macht sich breit, Ostdeutschland-Bashing ist an der Tagesordnung.
                  So einfach ist das aber nicht. Nicht jeder, der AfD gewählt hat, ist rechtsradikal,
                  und 60 Prozent haben nicht aus Überzeugung, sondern aus Unzufriedenheit über die ›anderen‹
                  gestimmt. Übrigens auch in ›Vorzeigebundesländern‹ wie Bayern und Baden-Württemberg.
                  Protestwahl nennt man das, und die großen Volksparteien haben sich ganz oben auf die
                  Agenda gesetzt, diese Wähler zurückgewinnen zu wollen. Das funktioniert nur, wenn
                  die Politik wieder bürgernäher wird.«43

            

         

         
            
               2.6.2Angst vor Kultur- und Identitätsverlust

            

            Als weitere Ursache politischer Unzufriedenheit besonders in Ostdeutschland wird in
               den Medien Angst vor Kultur- und Identitätsverlust genannt. Derlei Befürchtungen verweisen
               auf unterschiedliche Begründungskomplexe, die in der Berichterstattung zumeist getrennt
               aufgerufen werden:
            

            Aufgegriffen wird zum einen die der Soziologie entlehnte Kontakt-Hypothese. Den vermeintlichen Widerspruch nachzeichnend, dass in Regionen, wo vergleichsweise
               wenige Ausländer leben, die rechtspopulistische AfD besonders hohe Wahlerfolge verzeichnen
               kann,44 wird betont, dass gerade Regionen mit niedrigem Ausländeranteil auf die Ankunft geflüchteter
               Menschen mit Ressentiments reagiert hätten.45

            Die so apostrophierte Flüchtlingskrise seit dem Sommer 2015 habe zum anderen, so der
               Tenor vieler Artikel, Ängste entfacht, dass das Werte- und Normensystem der Bundesrepublik sich nachhaltig verändern könnte.46 Deutungen, die solche Ängste und Sorgen als Beleg für Fremdenfeindlichkeit und Rassismus
               interpretieren, sind in der hier gesichteten Berichterstattung, insbesondere der ostdeutschen
               Presseorgane, deutlich unterrepräsentiert.
            

            Weiterhin wird die Angst vor Kultur- und Identitätsverlust in einen Zusammenhang gestellt
               mit der (empfundenen) Auflösung solidarischer (Schicksals-)Gemeinschaften, die zu DDR-Zeiten aus der Not heraus befördert worden seien, um sich dem staatlichen
               Zugriff zu entziehen und Mangelsituationen eigenständig zu beheben. Solche sozialen
               Bindungen, die nach dem Zusammenbruch des SED-Regimes weder nötig schienen noch gefördert
               wurden, seien seither zerbrochen und nicht durch gleichwertige soziale Beziehungsnetze
               ersetzt worden.47

            Eine weitere Dimension der Angst vor Kultur- und Identitätsverlust bezieht sich auf
               die Biografien der Ostdeutschen48. Infolge der Wiedervereinigung und der damit verbundenen massiven Deindustrialisierung
               habe ein großer Teil der Ostdeutschen nicht nur in den 1990er Jahren ihre Arbeitsplätze
               verloren. Viele von ihnen konnten keine neue Erwerbstätigkeit finden, weil ihre Berufe
               und Qualifikationen im neuen Wirtschaftssystem nicht nachgefragt wurden. Eine solche
               Entwertung von beruflichen Biografien, von Qualifikationen und Fertigkeiten habe sich
               nunmehr in Unzufriedenheit mit der Bundesregierung als Repräsentantin des bundesrepublikanischen
               Systems niedergeschlagen, was in Protestwahlverhalten gemündet sei:
            

            
               »Auch wenn der materielle Wohlstand zunahm, entstand bei Teilen der sich abgehängt
                  fühlenden Ostdeutschen ein Gefühl von Verlust und Entwertung der eigenen Lebensgeschichte.
                  Sie sind nicht einmal mehr ein Problem, man übersieht sie wie das Personal im Hotel.
                  Anwesend und sichtbar wurden in den letzten Jahren hingegen die Flüchtlinge, und der
                  Neid auf die von Politik und Gesellschaft Gesehenen führte zum Aufstand der Pegida
                  und zum beschämenden Wahlerfolg der AfD. ›Mutti‹ Kanzlerin Merkel hat im Herbst 2015
                  neue bedürftige Kinder aufgenommen und übersah jene, die sich schon lange in ihrem
                  Haushalt vernachlässigt fühlten. Keinem von ihnen wurde etwas weggenommen, weil neue
                  Flüchtlinge gekommen sind. Dennoch entstand ein Neidkampf, der von Menschen geführt
                  wird, die fragen: ›Warum bekommen die Geld und Wohnungen und wir nicht?‹ Dabei geht
                  es im Grunde nicht um das Materielle, sondern denen, die vor Merkel brüllen, hat man
                  meiner Ansicht nach etwas anderes weggenommen: Stolz und Biografie.«49

            

         

         
            
               2.6.3Wahrgenommene Verschlechterung des Lebensumfelds

            

            Manches Mal findet sich ein eher unausgesprochen formuliertes Motiv der Unzufriedenheit,
               wenn – häufig am Beginn der Erzählung einer Geschichte – der Ort der Handlung geschildert
               wird.50 Insbesondere für den ländlichen Raum in Ostdeutschland werden die Verschlechterung
               von lokalen sozioökonomischen Rahmenbedingungen und der Verlust an Infrastruktur thematisiert.51 In einigen Artikeln wird der Zusammenhang von Rahmenbedingungen und Wahlverhalten
               auch explizit aufgegriffen.52

            Neben der Erwähnung »harter« Faktoren wie Bevölkerungsentwicklung, Ausländeranteil
               und Wirtschaftskraft wird auch darauf verwiesen, dass nicht die tatsächlichen Bedingungen,
               sondern deren Wahrnehmung entscheidend dafür sei, ob Unzufriedenheit entstehe oder
               nicht.53

         

         
            
               2.6.4Subjektive Deprivationserfahrungen

            

            Nach Ansicht einiger Autoren rührt die Unzufriedenheit ostdeutscher Wähler auch daher,
               dass diese das Gefühl hätten, ihre persönliche Lebenssituation habe sich verschlechtert.54 In diesem Zusammenhang wird der Begriff »Abgehängte« wiederholt verwendet.55 Ein solches Motiv spiegele eine doppelte Projektion einer Verschlechterung der eigenen
               Lebenslage wider, nämlich zum einen gemessen an der Vergangenheit56 und zum anderen bei einem Sich-Vergleichen mit anderen Personen oder Personengruppen.57 Über wahrgenommene Ungerechtigkeit wird im Zusammenhang mit dem Argwohn von Einheimischen
               berichtet, dass Geflüchteten mehr Aufmerksamkeit und Unterstützung zuteilwerde als
               den »Abgehängten« innerhalb der (ost-)deutschen Bevölkerung.58

            
               »Es ist vor allem die Flüchtlingspolitik, die bei diesen Landtagswahlen mehr Menschen
                  zur Stimmabgabe getrieben hat. Beispiel Sachsen-Anhalt: Dort glaubten laut Infratest
                  Dimap 54 Prozent der Wähler nicht, dass der Bund die Flüchtlingssituation langsam
                  in den Griff bekommt. Bei den AfD-Wählern lag die Zahl sogar bei 92 Prozent. Für Flüchtlinge
                  werde mehr getan als für Einheimische, lautet bei ihnen einer der Hauptvorwürfe.«59

            

            Die genannten Motivlagen werden in der Berichterstattung der Printmedien selten isoliert
               betrachtet. Häufig werden die Unzufriedenheitsmotive auch nur indirekt mit Ostdeutschland60 verknüpft und/oder auch nur mittelbar mit dem Wahlverhalten in einen Zusammenhang
               gestellt.61 Die Geschichte von Maik Pfeffer, die in der »Mitteldeutschen Zeitung« abgedruckt
               wurde, verweist beispielhaft auf eine solche spezifische Verschränkung von Unzufriedenheitsmotiven
               unter Ostdeutschen:
            

            
               »Vielleicht ist Maik Pfeffer genau der Typ Wähler, von dem schon am Sonntagabend in
                  den TV-Expertenrunden die Rede war, wenn es um die AfD ging: Der die Rechtspopulisten
                  weniger gewählt hat, weil er ihr Anhänger ist. Sondern weil er es den anderen Parteien
                  mal zeigen wollte. Aus Frust also und aus Protest. […] Und dann sprudelt es aus ihm
                  heraus: Früher gab es einen Kindergarten im Dorf, jetzt muss er den Nachwuchs nach
                  Heuckewalde bringen, sechs Kilometer entfernt. ›In dem Kindergarten wird nichts gemacht,
                  in der Schule wird nichts gemacht, und schauen Sie sich mal unsere Sozialsysteme an,
                  die gehen bald krachen, und was wird aus unserer Rente?‹ Fühlt Maik Pfeffer sich allein
                  gelassen von der Politik? ›Allein gelassen?‹, sagt er, ›ich fühle mich nicht verstanden.‹
                  Er habe das Gefühl, dass ›die da oben‹, er sagt das wirklich so, gar nichts mehr wüssten
                  von den Problemen der Bürger. Und ja, mit der Einwanderungspolitik ist er auch nicht
                  einverstanden.«62

            

            In diesem Bericht werden die wahrgenommene Verschlechterung der soziostrukturellen
               Rahmenbedingungen, das Gefühl, nicht ausreichend wahrgenommen zu werden, sowie Vorbehalte
               gegenüber Geflüchteten miteinander verknüpft.
            

            Anhand der medialen Rekonstruktion von Motivlagen werden unterschiedliche Muster von
               Unzufriedenheit in Ostdeutschland erkennbar. Dass solche Motivlagen nicht singulär
               existieren, sondern ineinander verwoben sind, wird in der Presse teils explizit, teils
               implizit dargestellt. Fremdenfeindlichkeit wird z. B. mit empfundenem sozialem und
               wirtschaftlichem Abstieg in Zusammenhang gebracht.63 An anderer Stelle werden zur Erklärung der Unzufriedenheit und dem daraus entspringenden
               Wählerverhalten Verknüpfungen zwischen dem Gefühl, nicht wahrgenommen zu werden, und
               der Angst vor Kultur- und Identitätsverlust hergestellt.64

         

      

      
         
            2.7Fazit

         

         Im Gesamtbild wird in der medialen Berichterstattung zum Ergebnis der Bundestagswahl
            2013 und zum Ausgang der Landtagswahlen 2016 sowie der Bundestagswahl 2017 ein Bruch
            deutlich. Während 2013 regionale Differenzen und Unzufriedenheitsmotive kaum erwähnt
            werden, wandelt sich dies hernach deutlich. Bei der Bundestagswahl 2017 suchen west-
            wie ostdeutsche Printmedien nach regional besonderen Erklärungen für das starke Abschneiden
            der AfD in den ostdeutschen Bundesländern. Hingegen wird der Wiedereinzug der FDP
            in den Bundestag – wie schon ihr Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde 2013 – kaum als
            regionales Sonderphänomen betrachtet oder mit einer im Osten verbreiteten Motivlage
            von Unzufriedenheit in Verbindung gebracht. Diesen Sonderstatus nimmt laut dem Tenor
            der Berichterstattung allein die AfD ein. Die Partei Die Linke, auf deren Tradition
            als ostdeutsche Protestpartei in den Medien hingewiesen wird, konnte dem medialen
            Diskurs zufolge die Grundstimmung von Unzufriedenheit bei den Wahlen 2016/17 nicht
            für sich nutzen.
         

         Das häufig beschworene Unzufriedenheitsmotiv wird in vielen Artikeln als Ausdruck
            politischer Entfremdung gedeutet, welcher das Empfinden fehlender Bürgernähe und der
            Eindruck, auf politischer Ebene nicht repräsentiert zu sein, zugrunde liegen. Das
            speziell dem Osten Deutschlands zugeschriebene Protestwahlverhalten bringen ost- wie
            westdeutsche Medien ferner mit Erfahrungen von Deprivation in Verbindung. Verwiesen
            wird auch auf die Nachwirkungen der Transformation von 1989/90; diese sei für viele
            Ostdeutsche mit der Auflösung sozialer Beziehungs- und Sicherheitsnetze und der nicht
            vergessenen Entwertung der eigenen Biografie verbunden. Indes versucht nicht jeder
            Artikel, tieferliegende Ursachen der Unzufriedenheit zu ergründen. Ein Diskursstrang
            führt aktuelle Ängste und Sorgen von Bürgern direkt auf Angela Merkels Flüchtlingspolitik
            zurück.
         

         Unzufriedenheit und Protest kommt in der Wahlberichterstattung der Medien für die Benennung zentraler Beweggründe
            des Wahlverhaltens eine Schlüsselrolle zu. Als psychologischer Erklärungshintergrund
            für politische Partizipation werden uns diese Begriffe in den anschließend vorgestellten
            Ergebnissen unserer eigenen empirischen Untersuchung wieder begegnen.
         

      

   
      
         3.Die »langen Wellen« im Entwicklungsverlauf von politischer Partizipation in Ostdeutschland
               von 1990 bis zur Gegenwart

         Tobias Jaeck

      

      In diesem Kapitel werden die i. e.S. auf Politik bezogenen Variablen politischer Partizipation
         in ihrem Zeitverlauf seit der deutschen Wiedervereinigung auf dem aktuellen Stand
         abgebildet. Hierfür knüpfen wir einerseits an unsere frühere longitudinal angelegte
         Meta-Datenanalyse (Gabriel/Holtmann u. a. 2014 bzw. 2015) an und ergänzen diese Datenauswahl
         andererseits um ausgewählte weitere Variablen, wie Wahlbeteiligung bei allgemeinen
         Wahlen, direkte Demokratie und freiwilliges Engagement.
      

      
         
            3.1Ausgewählte Studien für Sekundäranalysen zur Einstellungsforschung (einschließlich
                  Metaanalyse und Metatrend-Identifizierung)

         

         Die ausgewählten Studien wurden anhand der Kriterien in Tabelle 1 untersucht, wobei
            die methodischen und inhaltlichen Kriterien das grundsätzliche Einschlusskriterium
            bildeten. Einige Studien bzw. Fragenkomplexe erfüllten nicht die territorialen (Ost-West-Vergleich)
            oder auch zeitlichen Kriterien (einmalige Querschnittsstudien). Studien, die nicht
            das territoriale Kriterium erfüllen, wurden, soweit notwendig, als externe Validitätskriterien
            hinzugezogen. Wenn Daten nicht über den gesamten Zeitraum vorhanden waren, wurde darauf
            geachtet, dass relevante Perioden abgebildet werden konnten. Andernfalls wurden diese
            Studien nicht mit aufgenommen. Ein weiteres Problem ergab sich in einigen Fällen bezüglich
            der Verfügbarkeit der Daten. Nicht alle Daten werden durch die ausführenden Wissenschaftler,
            Stiftungen und Institute freigegeben. Diese Fälle konnten für die Analyse ebenfalls
            nicht berücksichtigt werden.
         

         Bei einigen sehr gut dokumentierten und langfristig durchgeführten Studien, wie beispielsweise
            der »Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften« (ALLBUS), lassen sich
            alle Einschlusskriterien schnell verifizieren. Die Studie erfüllt sämtliche methodischen
            Anforderungen an ein aussagekräftiges Stichproben- und Erhebungsdesign. Die Befragung
            wird seit 1980 im Zweijahresturnus durchgeführt und ist deshalb auch zeitlich hochrelevant.
            Durch die wechselnden, breit angelegten Forschungsschwerpunkte sind ebenfalls die
            inhaltlichen Relevanzen nahezu vollständig gegeben. Seit 1991 wird ALLBUS in Ost-
            und Westdeutschland durchgeführt und erfüllt somit auch die territorialen Voraussetzungen.
            Ähnliches gilt für den »European Social Survey« (ESS), welcher allerdings erst seit
            2002 durchgeführt wird, das »Eurobarometer«, das »Politbarometer«, das »International
            Social Survey Program« (ISSP), den »Freiwilligensurvey« und die »European Value Study«
            (EVS) sowie zum Teil auch für das »Sozio-Oekonomische Panel« (SOEP), wenn es zur Berechnung
            von Querschnittsdaten (bei entsprechender Gewichtung) verwendet wird.
         

         Die einzelnen Studien und Untersuchungen sollen entsprechend dem Untersuchungsdesign
            folgende inhaltliche Schwerpunkte abdecken:
         

         
            	
               Sozialstruktur- und Milieuforschung (sozialer Kontext),

            

            	
               Lebenswelten und Weltsichten spezifischer Sozialgruppen (sozialer Kontext),

            

            	
               Parteien- und Demokratieforschung (Demokratiezufriedenheit, Institutionenvertrauen,
                  politische Involviertheit u. a. m.),
               

            

            	
               politisches Engagement.

            

         

         Für die Analyse der »langen Wellen« sind insbesondere die letzten beiden Punkte von
            Bedeutung.
         

         
            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Kriterium

                     
                     	
                        Beispiel

                     
                     	
                        relevante Studien (Beispiele)

                     
                  

                  
                     	
                        methodisch

                     
                     	
                        Mindeststandards der empirischen Sozialforschung müssen erfüllt sein (Fallzahl, Erhebungsmethodik,
                           Stichprobenauswahl, Rücklaufquote, Repräsentativität, Dokumentation).
                        

                     
                     	
                        ALLBUS inkl. ISSP, ESS, Euro-­Barometer, u. a. vgl. Tabelle 22

                     
                  

                  
                     	
                        zeitlich

                     
                     	
                        Das zeitliche Spektrum umfasst im Idealfall die Jahre von 1990 bis heute.

                     
                  

                  
                     	
                        inhaltlich

                     
                     	
                        Politische Partizipation und ihre möglichen Determinanten

                     
                  

                  
                     	
                        territorial

                     
                     	
                        auf Deutschland bezogene Daten, mit Unterscheidungskriterium für Ost und West

                     
                  

               
            

            Tabelle 1 Einschlusskriterien für die Sekundärdatenanalyse

         

         Eine Übersicht relevanter Studien mit den jeweiligen Kurzbeschreibungen ist in der
            folgenden Tabelle 2 dargestellt. Einige der Datensätze wie beispielsweise der GLS
            und die dazugehörigen Studien oder der Freiwilligensurvey sind aufgrund ihrer Komplexität
            bisher nur teilweise in die Analysen mit eingegangen. Ergänzende Variablen oder Zeitreihen
            werden im Fortgang der Studie weiterhin analysiert und wenn nötig vervollständigt.
            Die Analyse der Sekundärdaten beschränkt sich nicht ausschließlich auf dieses Kapitel
            3. Der Schwerpunkt dieses Kapitels liegt auf der Betrachtung der longitudinalen Entwicklung,
            nicht aber der Zusammenhänge und Einflussfaktoren politischer Partizipation. Diese
            werden in den Kapiteln 4 und 5 aus theoretischer und gesellschaftshistorischer Sicht
            sowie in den Kapiteln 6 und 7 auf der Individualdatenbasis unserer aktuellen Erhebung
            betrachtet, um in Kapitel 7 zusätzlich mit regionalen strukturellen Indikatoren verknüpft
            zu werden.
         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        ALLBUS

                     
                     	
                        Fragen zu Wirtschaft, Partizipation, politischen Einstellungen, deutscher Vereinigung,
                           Migration etc. Diese Daten liegen mittlerweile für 2014 und 2016 vor.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Eurobarometer

                     
                     	
                        Das Eurobarometer dient dazu, die soziale Situation der Bevölkerung sowie soziale
                           und politische Einstellungen zu zentralen Themen der Europäischen Union zu untersuchen.
                        

                        Das Standard-Eurobarometer wird zweimal pro Jahr durchgeführt. Zudem werden Spezial-Eurobarometer
                           erhoben. Hier liegen uns jetzt Daten ab 2012 bis einschließlich 2017 vor.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        European Social Survey (ESS)

                     
                     	
                        Zur Erhebung des ESS wird ein einheitlicher Fragebogen zu Problemen des politischen
                           und gesellschaftlichen Zusammenlebens verwendet.
                        

                        Der ESS ist als Zeitreihe angelegt; die Erhebungen finden in Zweijahresabständen statt.

                        Das wichtigste langfristige Ziel des »European Social Survey« (ESS) besteht darin,
                           die Interaktion zwischen den sich wandelnden politischen und ökonomischen Institutionen
                           und den Einstellungen, Überzeugungen und Verhaltensmustern der Bevölkerungen der jeweiligen
                           Länder zu beschreiben und zu erklären. Inzwischen liegen uns auch hier die Daten für
                           2014 (Runde 7) und 2016 (Runde 8) vor.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        International Social Survey Programme (ISSP)

                     
                     	
                        Im Rahmen des ALLBUS werden für das ISSP Daten zu verschiedenen Themenschwerpunkten
                           zusätzlich erhoben, etwa zu Engagement, Gesundheit, Religion und sozialer Ungleichheit
                           (vgl. ALLBUS in dieser Tabelle).
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Politbarometer

                     
                     	
                        Die Politbarometer stellen eine monatliche Trend-Erhebung der Forschungsgruppe Wahlen
                           dar. Auftraggeber ist das Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF). Die Politbarometer werden
                           als Jahrespakete fortlaufend archiviert. Mittlerweile liegen uns Daten bis 2016 vor.
                           Mit der Untersuchung von politischen Meinungen und Einstellungen der wahlberechtigten
                           Bevölkerung in der Bundesrepublik zu aktuellen Herausforderungen, Entwicklungen, Parteien
                           und Politikern sind die Politbarometer ein wichtiges Längsschnittinstrument der politischen
                           Meinungs- und Einstellungsforschung.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Sozioökonomisches Panel

                     
                     	
                        Das Sozio-Oekonomische Panel (SOEP) ist eine repräsentative Wiederholungsbefragung,
                           die seit über drei Jahrzehnten im Gebiet der Bundesrepublik durchgeführt wird. Im
                           Auftrag des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung/DIW] Berlin werden zurzeit
                           jedes Jahr in Deutschland, unter dem Titel »Leben in Deutschland«, etwa 30 000 Personen
                           in fast 11 000 Haushalten befragt. Die Daten geben Auskunft zu Einkommen, Erwerbstätigkeit,
                           Bildung und Gesundheit. Zudem sind mit entsprechenden Modifikationen auch Querschnittsanalysen,
                           wie im vorliegenden Bericht verwendet, möglich. Das SOEP verfügt damit über alle relevanten
                           Kriterien für die nachfolgenden Metaanalysen, bietet aber aufgrund seiner eigenen
                           Schwerpunktsetzung für das Themenfeld der politischen Partizipation nur eine geringe
                           Anzahl einschlägiger Variablen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        German Longitudinal Election Study (GLES)

                     
                     	
                        Diese politische Einstellungs-Studie ist ein von der Deutschen Forschungs-Gemeinschaft
                           (DFG) gefördertes langfristiges Vorhaben, welches mit der Bundestagswahl 2009 begann.
                           Angestrebt wird, das Projekt auch nach der Wahl 2017 als institutionalisierte Wahlstudie
                           innerhalb der Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen (GESIS)
                           weiterzuführen. Die Studie zeichnet sich durch ein komplexes Untersuchungsdesign aus
                           und ist in neun Komponenten gegliedert. Diese sind durch einen einheitlichen Kernfragebogen
                           verbunden. Kernstück der Studie sind die auch in unserem Vorhaben verwendeten Querschnitte,
                           die sowohl vor als auch nach der Wahl erhoben werden.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        GLES – Langfrist-Online-­Tracking

                     
                     	
                        Neben Umfragen, die speziell zur Bundestagswahl 2009 durchgeführt wurden, erhebt die
                           GLES auch zwischen den einzelnen Bundestagswahlen Daten. Dazu gehört u. a. das für
                           uns relevante Langfrist-Online-Tracking. Dieses wird viermal jährlich erhoben, wobei
                           in Ländern mit einer bevorstehenden Landtagswahl der Fragebogen um spezifische Fragen
                           ergänzt und die Stichprobe erhöht wird. Spezifische Quotierungsverfahren gewährleisten
                           trotz reiner Online-Erhebung eine ausreichendende Repräsentativität.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Trafo, KSPW, KAS, EVS

                     
                     	
                        Hier handelt es sich um Studien, welche ebenfalls longitudinal angelegt sind, aber
                           für die hier vorgelegte Untersuchung eine eher untergeordnete Rolle spielen. Dennoch
                           verfügen alle Studien über die relevanten Kriterien zur Aufnahme in die Metatrendberechnung
                           (Trafo – Politische Einstellungen, politische Partizipation und Wählerverhalten im
                           vereinigten Deutschland, 1994–2002; KSPW – Projekt »Politische Resonanz« der Kommission
                           für politischen Wandel in der Bundesrepublik Deutschland, KAS – Studien der Konrad-Adenauer-Stiftung;
                           EVS – European Value Survey, Europaweite Studie zum Wertewandel 1981 bis 2002, 2017).
                        

                     
                  

               
            

            Tabelle 2 Vorauswahl relevanter Studien und Erhebungen

         

      

      
         
            3.2Meta-Datenanalyse politis Partizipation

         

         
            	
               Folgende Variablen werden nachfolgend einbezogen:

            

            	
               Interesse an Politik

            

            	
               Politische Responsivität (External Efficacy)

            

            	
               Vertrauen in die Bundesregierung

            

            	
               Vertrauen in Politiker und Parteien

            

            	
               Zufriedenheit mit der Demokratie

            

            	
               Parteiidentifikation (Parteineigung/-verbundenheit)

            

            	
               Angegebene Mitgliedschaft/Mitarbeit in einer politischen Partei

            

            	
               Angegebene Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft

            

            	
               Teilnahme an genehmigter Demonstration

            

            	
               Beteiligung an Unterschriftensammlung

            

            	
               Mitarbeit in einer Bürgerinitiative

            

            	
               Produktboykott

            

         

         Ein Teil der Schwankungen, die sich bei den Metatrends beobachten lassen, kann darauf
            zurückgeführt werden, dass die Daten einiger langfristig angelegter Studien wie des
            Eurobarometers oder des ESS nicht synchron zu denselben Erhebungszeitpunkten erhoben
            werden und der Metatrend entsprechende Ausschläge bei den fehlenden Werten realisiert.
            Um diesen optisch verfälschenden Effekt zu verringern, haben wir die fehlenden Werte
            der jeweiligen Studien für die entsprechenden Jahrgänge durch Mittelwerte ersetzt
            bzw. geschätzt (interpoliert). Hierfür wurde der Mittelwert aus dem jeweiligen Jahreswert
            vor und nach den fehlenden Werten gebildet. Dabei gehen wir von einer mehr oder weniger
            linearen Entwicklung zwischen den jeweiligen Messzeitpunkten aus. Dieses Verfahren
            haben wir für die folgenden Metanalysen entsprechend angepasst.
         

         Bei der grafischen Darstellung der Metatrends werden deren Linien gegenüber den Trends
            einzelner Umfragen optisch hervorgehoben, um die Lesbarkeit zu verbessern. Der Metatrend
            soll über alle Einzelbefragungen hinweg einen »übergeordneten« Trend messen, der Messfehler,
            Artefakte und Ausreißer verschiedener Erhebungsmethoden, -zeitpunkte und -institute
            nivelliert und ausgleicht. Dementsprechend wird der Metatrend nur dann angegeben,
            wenn uns Daten mehrerer Quellen bzw. Studien vorlagen. War dies nicht der Fall, haben
            wir ihn für diese Zeitpunkte nicht berechnet – zumal der Metatrend dann automatisch
            die Werte der vorhandenen Studie annimmt und folglich nicht mehr als Metaebene i. e.S.
            interpretiert werden kann.
         

         
            
               3.2.1Demokratievertrauen und politische Einstellungen

            

            Politisches Interesse ist eine grundlegende Bedingung für die Verwirklichung von politischem
               Engagement. Der Grad des politischen Interesses erreicht deutschlandweit überwiegend
               ähnliche Ausprägungen. Im Rahmen der vorgegebenen Spannweite sind die Schwankungen
               der Mittelwerte im Zeitverlauf seit 1990 insgesamt eher gering; sie liegen zwischen
               -0,5 und 1. Einige Ausschläge können auf die ansteigende Aufmerksamkeit für politische
               Vorgänge im Umfeld von Bundestagswahlen zurückgeführt werden. Insgesamt äußern sich
               in Ost- und Westdeutschland die meisten Befragten interessiert am politischen Tagesgeschehen.
               Der umfragenübergreifende Trend zeigt nur sehr geringe, eher zeitpunktabhängige Differenzen
               zwischen Ost und West, welche insgesamt einen eher synchronen Kurvenverlauf zeigen
               (Abbildung 1). Dieser spiegelt sich auch in den zusätzlich eingefügten aktuellen Werten
               unserer Bevölkerungsumfrage aus dem Jahr 2018 wider. Demzufolge liegen die Mittelwerte
               von Ost und West mit ca. 0,5 fast gleichauf (ebd.).
            

            [image: ]Abbildung 1 »Interesse an Politik«; Mittelwerte auf einer Skala (rekodiert) von -2 (sehr schwach)
                  bis +2 (sehr stark)
               

               ALLBUS: Wie stark interessieren Sie sich für Politik (1–5)? Politikbarometer: Wie
                  stark interessieren Sie sich für Politik (1–5)? Eurobarometer: Wie oft diskutieren
                  Sie über Politik (1–3)? SOEP: Einmal ganz allgemein gesprochen: Wie stark interessieren
                  Sie sich für Politik (1–4)? ESS: Wie sehr interessieren Sie sich für Politik (1–4)?
                  GLES: Wie stark interessieren Sie sich für Politik (1–5)? Langfrist-Online-Tracking:
                  Wie stark interessieren Sie sich im Allgemeinen für Politik (1–5)? Bevölkerungsumfrage
                  politische Partizipation Ostdeutschland 2018: Wie stark interessieren Sie sich für
                  Politik im Allgemeinen: sehr stark, stark, mittelmäßig, weniger stark oder überhaupt
                  nicht?
               

               Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von ALLBUS, des Polit- und Eurobarometers, des
                  SOEP und des ESS.
               

            

            Eine Ausnahme stellt die Zeit des Systemumbruchs dar, der vor allem in der DDR im
               Jahr 1990 mit einem höheren politischen Interesse einherging, sich aber schon bald
               danach an Westdeutschland angeglichen hat. Ein weiterer Sprung ist um das Jahr 2015
               zu verzeichnen, was sich vermutlich mit der verstärkten Flüchtlingszuwanderung erklären
               lässt. Der Meta-Trend über 20 Jahre offenbart ein eher gleichbleibendes Politikinteresse
               im Osten und ein ansteigendes im Westen. Ein wachsendes politisches Desinteresse kann
               den Daten jedenfalls nicht entnommen werden.
            

            Trotz vergleichbarer Fragestellungen und ähnlicher Kurvenverläufe zeigen sich zwischen
               ALLBUS und Politbarometer konstante Niveauunterschiede (Abbildung 1). Während die
               Daten von ALLBUS ein weniger stabiles Einstellungsmuster abbilden, in dem der Durchschnitt
               um Null variiert, äußern sich die Befragten des Politbarometers interessierter an
               Politik. Möglicherweise erklärt sich dies durch das deutlicher politisch ausgelegte
               Setting des Politbarometers, welches vorrangig nach politischen Themen fragt. Da bei
               akzentuiert politischen Umfragen mit höheren Verweigerungsraten politisch Desinteressierter
               zu rechnen ist, fällt der Anteil politisch interessierter Personen entsprechend höher
               aus als bei allgemeinen sozialwissenschaftlichen Umfragen. So fällt im Sozioökonomischem
               Panel (SOEP), wo hauptsächlich Einschätzungen der sozialen Lage und der Lebensqualität
               in Deutschland erhoben werden, das politische Interesse, trotz ähnlicher Verlaufskurve,
               insgesamt deutlich niedriger aus.
            

            In einem umfassenden Sinne wird in der Einstellungsforschung die mentale Zuwendung
               zu Politik mit dem Begriff der »Politischen Involviertheit« beschrieben. Diese beinhaltet
               neben dem politischen Interesse auch die politische Diskussionshäufigkeit und die
               Selbstzuschreibung politischer Kompetenz, also das Gefühl, in der Politik selbst etwas
               bewirken zu können. Eng verbunden damit ist die Beurteilung der Bürgernähe und Offenheit
               von Politik und Politikern (»Responsivität«). Diese drückt aus, ob die Bürger*innen
               glauben, die politischen Akteure seien an ihren Bedürfnissen und Wünschen interessiert.
               Fällt die gefühlte Responsivitätslücke entsprechend groß aus, kann sich das negativ
               auf die Motivation für politisches Engagement auswirken. So ergab eine eigene regionale
               Studie zur Wahlenthaltung, dass es vor allem zwei Motive sind, die zur »Nichtwahl«
               veranlassen können: nämlich fehlendes Vertrauen in Parteien und Politiker und zum
               anderen das Gefühl, die eigene Stimme würde ohnehin nicht zählen und Partizipation
               damit zwecklos machen (Holtmann/Jaeck 2015: 42).
            

            Responsivität ist insofern von besonderer Bedeutung, als in einer repräsentativen
               Demokratie eine stete lebendige Verbindung von Wahlvolk und gewählten Politikern eine
               notwendige Bedingung für generalisiertes Vertrauen darstellt, wodurch eine langfristige
               Unterstützung des politischen Systems überhaupt erst gewährleistet wird.
            

            [image: ]Abbildung 2 »Responsivität der Politiker und Parteien«; Mittelwerte auf einer Skala (rekodiert)
                  von -2 (min.) bis +2 (max.)
               

               ALLBUS: Sagen Sie mir bitte zu jeder einzelnen dieser Aussagen, ob Sie persönlich
                  derselben Meinung oder anderer Meinung sind. Die meisten Politiker interessieren sich
                  in Wirklichkeit gar nicht für die Probleme der einfachen Leute. Trafo/KAS/KSPW: Politiker
                  kümmern sich darum, was einfache Leute denken. Sagen Sie mir bitte auf einer Skala
                  von -2 (stimme überhaupt nicht zu) bis +2 (stimme voll und ganz zu), ob Sie dieser
                  Meinung zustimmen oder nicht. GLES: Bitte geben Sie zu jeder der folgenden Aussagen
                  an, inwieweit Sie diese zutreffend finden oder nicht zutreffend. Sagen Sie es mir
                  anhand dieser Liste von -2 (trifft überhaupt nicht zu) bis +2 (trifft voll und ganz
                  zu). Die Parteien wollen nur die Stimmen der Wähler, ihre Ansichten interessieren
                  sie nicht. Langfrist-Online-Tracking: Hier ist eine Reihe von häufig gehörten Meinungen
                  über die Politik und die Gesellschaft. Bitte geben Sie zu jeder der folgenden Aussagen
                  an, inwieweit Sie diese zutreffend oder nicht zutreffend finden (bis Mai 2013) / Geben
                  Sie bitte an, ob Sie diesen Meinungen zustimmen oder nicht (seit September 2013).
                  Die Parteien wollen nur die Stimmen der Wähler, ihre Ansichten interessieren sie nicht.
                  Bevölkerungsumfrage politische Partizipation Ostdeutschland 2018: Die Parteien und
                  Politiker wollen nur die Stimmen der Wähler, ihre Ansichten interessieren sie nicht.
               

               Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von ALLBUS, des ESS, der Trafo-Studie (1994,
                  1998, 2002), der KAS-Herbst-Studie (1997), des KSPW (1995, 1996), des GLES und des
                  Langzeit-Online-Trackings.
               

            

            Das niedrige Vertrauensniveau in politische Akteure spiegelt sich in einer konstant
               im negativen Bereich verorteten Bürgernähe von Politikern wider, wie die Abbildung
               2 zur Responsivität zeigt. Das in politische Akteure gesetzte Vertrauen, dass sie
               den »Kontakt« zur Bevölkerung nicht verlieren, ist der stärkste Faktor für die Erklärung
               von Institutionenvertrauen. Dementsprechend wird zugeschriebene Kontaktbereitschaft
               teilweise auch als ein Indikator für Vertrauen in Politiker als Personen angesehen
               (Gabriel/Plasser 2010: 109).
            

            Die in Deutschland – wie in allen europäischen Demokratien – ausgeprägt große Responsivitätslücke
               fiel im Osten des Landes bisher durchweg höher aus. Diese Differenz ist im Laufe der
               letzten Jahre insgesamt etwa gleich geblieben und ausweislich unserer eigenen Umfrage
               2018 gegenwärtig nach wie vor vorhanden (Abbildung 2). Der zentrierte Mittelwert für
               den Osten Deutschlands liegt bei -0,5 und für den Westen bei -0,3 Punkten. Seit 2012
               ist im Gesamtbild ein anhaltend moderater Aufschwung erkennbar (ebd.).
            

            [image: ]Abbildung 3 »Vertrauen in die deutsche Regierung«; Mittelwerte auf einer Skala (rekodiert) von
                  -2 (überhaupt kein Vertrauen) bis +2 (sehr großes Vertrauen)
               

               ALLBUS: Ich nenne Ihnen jetzt eine Reihe von öffentlichen Einrichtungen und Organisationen.
                  Sagen Sie mir bitte bei jeder Einrichtung oder Organisation, wie groß das Vertrauen
                  ist, das Sie ihr entgegenbringen. Benutzen Sie dazu bitte diese Skala: 1 bedeutet,
                  dass Sie ihr überhaupt kein Vertrauen entgegenbringen; 7 bedeutet, dass Sie ihr sehr
                  großes Vertrauen entgegenbringen. Mit den Zahlen dazwischen können Sie Ihre Meinung
                  wiederum abstufen. Wie ist das mit dem Bundestag/der Bundesregierung? Eurobarometer:
                  Ich möchte nun gerne von Ihnen wissen, wie viel Vertrauen Sie in bestimmte Institutionen
                  haben. Sagen Sie mir bitte für jede der folgenden Institutionen, ob Sie ihr eher vertrauen
                  oder eher nicht vertrauen. Wie ist es mit dem deutschen Parlament/der deutschen Regierung?
                  ESS: Sagen Sie mir zu jeder öffentlichen Einrichtung oder Personengruppe, die ich
                  Ihnen nenne, wie sehr Sie persönlich jeder einzelnen davon vertrauen. Verwenden Sie
                  dazu diese Skala von 0 bis 10. Null bedeutet, dass Sie dieser Einrichtung oder Personengruppe
                  überhaupt nicht vertrauen, und 10, dass Sie ihr voll und ganz vertrauen. Wie ist das
                  mit dem Bundestag? Bevölkerungsumfrage politische Partizipation Ostdeutschland 2018:
                  der Bundesregierung.
               

               Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von ALLBUS, des Eurobarometers und des ESS.
                  
               

            

            Das Vertrauen in die deutsche Regierung bewegt sich allgemein auf einem niedrigen
               Niveau und fällt wiederum in Ostdeutschland konstant geringer aus als in Westdeutschland
               (Abbildung 3). Langfristig zeichnet sich jedoch für beide Landesteile, wie bei anderen
               Vertrauensindikatoren, eine leicht steigende Tendenz eines zunehmenden Vertrauens
               ab. Zwischen 2000 und 2004 verringerte sich die Differenz im Regierungsvertrauen zwischen
               den Landesteilen vorübergehend etwas, blieb aber erkennbar. Die zentrierten Mittelwerte
               unserer Umfrage 2018 schreiben diese Ost-West-Differenz beim Vertrauen in die Bundesregierung
               fort. Der Abstand beträgt gut 0,3 Punkte. Er bewegt sich im Osten im negativen und
               im Westen im positiven Bereich.
            

            [image: ]Abbildung 4 »Vertrauen in Parteien/Politiker«; Mittelwerte auf einer Skala (rekodiert) von -2
                  (überhaupt kein Vertrauen) bis +2 (sehr großes Vertrauen)
               

               ALLBUS: Wie ist das mit den politischen Parteien? Eurobarometer: Wie ist es mit den
                  politischen Parteien? ESS: Wie ist das mit den Politikern (2002)/den Parteien (ab
                  2004 zusammengefasst)? Bevölkerungsumfrage politische Partizipation Ostdeutschland
                  2018: Den politischen Parteien im Allgemeinen.
               

               Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von ALLBUS, des Eurobarometers und des ESS.
                  
               

            

            Das Vertrauen in Parteien und Politiker (Abbildung 4) ist nach wie vor in beiden Landesteilen,
               wie auch das bereits dargestellte Vertrauen in die Responsivität, gering ausgeprägt.
               Und auch hier wiederum ist es in Ostdeutschland niedriger ausgeprägt als in Westdeutschland.
               Die Daten unserer Umfrage von 2018 zeigen zwar aktuell ein etwas höheres Niveau als
               der langjährige Metatrend an, bestätigen aber die Differenz zwischen beiden Landesteilen,
               die über die Zeit hinweg bei diesem Indikator nahezu konstant um 0,2 Punkte auseinander
               liegen (ebd.).
            

            Wie die Daten von ALLBUS zeigen, bewegte sich die Vertrauensrate seit Mitte der 1990er
               Jahre bis zur Jahrtausendwende zwar ebenfalls im negativen Bereich, tat dies aber
               weniger intensiv. Dann brach das Vertrauen zu Parteien und Politikern drastisch ein
               und erholte sich nur geringfügig. Auffallend sind die abweichenden Vertrauenswerte
               im ESS, die deutlich höher als bei ALLBUS oder beim Eurobarometer liegen und seit
               2010 kontinuierlich ansteigen. Hingegen setzt die leicht positive Tendenz im Eurobarometer
               erst im Jahr darauf ein.
            

            [image: ]Abbildung 5 »Demokratiezufriedenheit«; Mittelwerte auf einer Skala (rekodiert) von -2 (sehr unzufrieden)
                  bis +2 (sehr zufrieden)
               

               ALLBUS: Kommen wir nun zu der Demokratie in Deutschland: Wie zufrieden oder unzufrieden
                  sind Sie – alles in allem – mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland besteht (sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, etwas zufrieden, etwas unzufrieden, ziemlich
                  unzufrieden, sehr unzufrieden)? Eurobarometer: Sind Sie mit der Art und Weise, wie
                  die Demokratie in Deutschland funktioniert, alles in allem gesehen zufrieden? Sagen Sie es mir bitte anhand dieser Skala: Sehr
                  zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden, oder überhaupt nicht zufrieden?
                  Politikbarometer: Was würden Sie allgemein zur Demokratie in Deutschland sagen? Sind
                  sie eher zufrieden oder eher unzufrieden? ESS: Und wie zufrieden sind Sie – alles
                  in allem – mit der Art und Weise, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert (0–10)? GLES: Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in der Bundesrepublik
                  Deutschland funktioniert, alles in allem sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder überhaupt
                  nicht zufrieden? Langfrist-Online-Tracking: Und wie zufrieden oder unzufrieden sind
                  Sie – alles in allem – mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland besteht (1–5)? Bevölkerungsumfrage politische Partizipation Ostdeutschland 2018: Wie zufrieden
                  sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert? Sind
                  Sie sehr, eher, teils/teils zufrieden, eher, sehr unzufrieden?
               

               Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von ALLBUS, des Polit- und Eurobarometers, des
                  ESS, des GLES und des Langfrist-Online-Trackings.
               

            

            Die Einstellungsforschung unterscheidet zwischen der Zustimmung zur bzw. Ablehnung
               der Idee der Demokratie und der (Un-)Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie. Diese analytische Trennung ist sinnvoll, weil das Bekenntnis zum Demokratieprinzip
               und die Bewertung des tatsächlichen Erscheinungsbildes eines demokratischen Systems
               und seiner praktischen Leistungsbilanz nicht dasselbe sind.
            

            Die Metatrends zeigen, dass in Westdeutschland die Zufriedenheit mit dem Funktionieren
               der Demokratie seit der Wiedervereinigung konstant über alle Jahre hinweg höher war
               und ist als in Ostdeutschland (Abbildung 5). Insgesamt unterliegt die Demokratiezufriedenheit
               temporären Schwankungen, was eigentlich nicht überraschend ist, da es ja um die subjektive
               Einschätzung der »Tagesform« der demokratischen Ordnung geht. Während sich die Demokratiezufriedenheit
               der Westdeutschen stets im positiven Skalenbereich bewegt, liegt sie im Osten Deutschlands
               mal oberhalb und mal unterhalb der Null-Linie. Zwischen 2010 und 2014 weist aber auch
               hier der Trend in Richtung einer positiven Bewertung, bleibt allgemein aber weitgehend
               stabil.
            

            Die Daten von ALLBUS weisen die höchsten Zufriedenheitswerte auf; allerdings wird
               hier nicht nach dem Funktionieren, sondern nach der »bestehenden« Demokratie gefragt.
               Hingegen wird im Eurobarometer die Performanz der Demokratie am schlechtesten bewertet.
               Die Daten von ESS und GLES nebst angeschlossener Online-Erhebung liegen zwischen diesen
               Polen. Der bis 2016 messbar positive Trend ist aktuell eingebrochen. Ausweislich unserer
               eigenen Umfrage von 2018 sind die Zufriedenheitswerte im gesamten Bundesgebiet deutlich,
               ja dramatisch abgesackt. Die Ost-West-Differenz zwischen Ost und West ist mit 0,45
               Punkten in etwa gleich geblieben, liegt jetzt aber im Osten wieder deutlich im negativen
               Bereich (ebd.).
            

            Ein wichtiger Antrieb für politische Beteiligung, insbesondere an Wahlen, ist das
               Vorhandensein einer grundsätzlichen Identifikation mit einer politischen Partei (PI).
               Eine solche ideell begründete und über mehrere Wahlperioden hinweg stabile Parteineigung
               war in der Vergangenheit der Bundesrepublik lange Zeit eine von der Mehrheit der Bevölkerung
               getragene Konstante politischer Kultur (vgl. Holtmann 2017: 132). Wie die Metatrends
               veranschaulichen, traten allerdings phasenweise Schwankungen auf, wobei die für Ost
               und West ermittelten Werte jeweils die gleiche Richtung genommen haben. Stets war
               die Zahl der bekennenden Parteigänger in Ostdeutschland geringer als im Westen.
            

            Langfristig zeigte der Trend bis etwa Mitte der 200er Jahre eine kontinuierlich schwindende
               Parteibindung an. Doch seit 2007 (Ost) bzw. 2010 (West) weist der Metatrend eine rückläufige
               Zahl derer auf, die sich mit keiner Partei innerhalb des bundesdeutschen Spektrums identifizieren mögen (Abbildung 6). Somit
               liegt der für 2016 ermittelte Wert mit rund 35 Prozent leicht unter dem Vergleichswert
               von 1992. Zwischen 2014 und 2016 hat sich die Ost-West-Schere weiter geöffnet, insoweit
               nämlich, als die Zahl der ›Partei-Identifizierer‹ im Westen stagniert, im Osten jedoch
               weiterhin wächst (ebenda). Anders stellt sich das aktuelle Meinungsbild dar: Laut
               unserer eigenen Bevölkerungsumfrage haben sich 2018 die Anteile von ›Nicht-Identifizierern‹
               mit 21 Prozent (West) und 22,4 Prozent (Ost) nahezu angeglichen (nicht abgebildet).
            

            [image: ]Abbildung 6 Parteiidentifikation (Nennungen »Nein/keine Partei« in Prozent)
               

               ALLBUS: Viele Leute in der Bundesrepublik neigen längere Zeit einer bestimmten politischen
                  Partei zu, obwohl sie auch ab und zu mal eine andere Partei wählen. Wie ist das bei
                  Ihnen: Neigen Sie – ganz allgemein gesprochen – einer bestimmten Partei zu? ESS: Gibt
                  es eine politische Partei, der Sie näher stehen als allen anderen Parteien? SOEP:
                  Viele Leute in der Bundesrepublik neigen längere Zeit einer bestimmten Partei zu,
                  obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen
                  Sie einer bestimmten Partei in Deutschland zu? Politbarometer: In der Bundesrepublik
                  neigen viele Leute längere Zeit einer bestimmten politischen Partei zu, obwohl sie
                  auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – ganz
                  allgemein gesprochen – einer bestimmten Partei zu? Trafo: Viele Leute neigen in der
                  Bundesrepublik längere Zeit einer bestimmten Partei zu, obwohl sie auch ab und zu
                  eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – ganz allgemein gesprochen –
                  einer bestimmten Partei zu? GLES: In Deutschland neigen viele Leute längere Zeit einer
                  bestimmten politischen Partei zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen.
                  Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – ganz allgemein gesprochen – einer bestimmten Partei
                  zu?
               

               Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von ALLBUS, des ESS, des SOEP, des Politbarometers,
                  des Trafo und des GLES.
               

            

         

         
            
               3.2.2Partizipationsindikatoren im Zeitverlauf

            

            Ergänzend werden im Folgenden ausgewählte konkrete Formen politischer Partizipation
               als Zeitreihen deskriptiv dargestellt. Diese Beteiligungsformen werden teilweise,
               wie die Mitgliedschaft in Partei oder Gewerkschaft, dem Bereich konventioneller Partizipation
               und zum Teil, wie Produktboykott oder das Engagement in einer Bürgerinitiative, dem
               Bereich unkonventioneller Partizipation zugerechnet.
            

            [image: ]Abbildung 7 Mitgliedschaft/Mitarbeit politische Partei (Angaben »Ja« in Prozent)
               

               ALLBUS: Sind Sie derzeit Mitglied einer politischen Partei? ESS: Sind Sie Mitglied
                  einer politischen Partei (I)? Haben sie in den letzten 12 Monaten in einer Partei
                  mitgearbeitet (II)? KSPW: Sind Sie derzeit Mitglied einer Organisation oder eines
                  Vereines? Gehen Sie jetzt bitte diese Liste durch und sagen Sie mir, wo Sie Mitglied
                  sind. (K: Politische Partei) Trafo: Sind Sie persönlich in einer Partei?
               

               Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von ALLBUS, des ESS, des FWS und der KSPW.

            

            Tatsächlich waren und sind Menschen, die in einer politischen Partei mitarbeiten bzw.
               Mitglied sind, traditionell eine kleine Minderheit. Dies führt vor allem im ländlichen
               Raum und hier wiederum ganz besonders in Ostdeutschland, wo Parteimitglieder mit Ausnahme
               der Linkspartei innerhalb ihrer Bundesparteien nur kleine Kontingente stellen, auf
               lokaler Ebene oft zu Engpässen bei der Rekrutierung von politischem Personal. Bei
               der Einordnung der in obiger Abbildung 7 dargestellten Mittelwertverläufe ist zu beachten,
               dass diese auf Angaben von Befragten basieren und mit der tatsächlichen Mitgliederstatistik
               nur annähernd übereinstimmen (vgl. Niedermayer 2018).
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